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der Vermieter Schönheitsreparatu-

ren durch den Mietvertrag in einem be-

stimmten Rahmen auf den Mieter über-

tragen darf ■ Seite 44

der Mieter nur dann zur Schlussrenovie-

rung verpflichtet ist, soweit die Wohn-

räume ihrem konkreten Zustand nach re-

novierungsbedür�ig sind ■ Seite 54

der Vermieter vom Mieter eine Miet-

sicherheit nur verlangen darf, wenn dies 

vertraglich vereinbart ist ■ Seite 54

dass Regelungen in einem Formularmiet-

vertrag Mieter nicht unangemessen be-

nachteiligen dürfen ■ Seite 38

dass dem Vermieter grundsätzlich die In-

standsetzung der Mietsache obliegt und 

er die entstehenden Kosten zu tragen 

hat ■ Seite 40

dass sich der Vermieter in einem be-

stimmten Rahmen die Kosten für soge-

nannte Kleinreparaturen vom Mieter er-

statten lassen darf ■ Seite 41

In dIesem KapItel erfahren sIe,

gAlina Mayer und Sophia Steger haben eine Drei-

zimmerwohnung gemietet und diese in unreno-

viertem Zustand übernommen. Laut Mietvertrag liegt die 

Durchführung der Schönheitsreparaturen bei den Mie-

tern. Nach Beendigung des Mietverhältnisses werden 

sie vom Vermieter aufgefordert, die Schlussrenovierung 

durchzuführen. Sind sie wirklich dazu verp�ichtet? Mehr 

dazu siehe Seite 54.
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Ist mein Mietvertrag ein 

Formular mietvertrag 

oder eine Individual­

vereinbarung?

Im Regelfall werden Mietverhältnisse auf der 

Grundlage von Formularmietverträgen abge-

schlossen. Mietvertragliche Regelungen kön-

nen allerdings auch als Individualverein-

barung getro�en werden. Das hat vor allem 

rechtliche Bedeutung hinsichtlich des Um-

fangs der Vertragsfreiheit, also dem Recht der 

Vertragsparteien, den Inhalt des Mietvertrags 

frei zu gestalten.

Der Formularmietvertrag

Bei vorgedruckten Mietvertragsformularen 

handelt es sich um sogenannte Formular-

mietverträge. Dabei wird der Inhalt des Ver-

trags nicht individuell ausgehandelt, sondern 

in Form von vorformulierten Texten (zum Bei-

spiel vorgedruckte Vertragstexte von Verlagen, 

Haus- und Grundbesitzervereinen) einseitig, 

in der Regel vom Vermieter, gestellt. Recht-

lich handelt es sich dabei um allgemeine Ge-

schäftsbedingungen, also um für eine Vielzahl 

von Verträgen mit vorformulierten Vertrags-

bedingungen, die eine Partei (Verwender) der 

anderen Vertragspartei bei Abschluss des Ver-

trags stellt (§ 305 Abs. 1 Satz 1 BGB).

Stellt der Vermieter ein entsprechendes 

Vertragsformular, �ndet eine gesetzliche In-

haltskontrolle statt. Das heißt, die mietver-

traglichen Regelungen müssen als allgemeine 

Geschäftsbedingungen den gesetzlichen An-

forderungen genügen. Wenn die mietver-

tragliche Regelung den Mieter unangemes-

sen benachteiligt, ist das natürlich nicht der 

Fall.

c
so entschIeden dIe 

 gerIchte:  Allgemeine Ge-

schä�sbedingungen sind es auch 

dann, wenn in einem Vordruck von 

zwei Alternativen lediglich eine anzu-

kreuzen beziehungsweise durchzu-

streichen ist, unselbstständige Ergän-

zungen in ein ergänzungsbedür�iges 

Formular eingetragen werden (BGH, 

Az. XII ZR 175/92) oder Leerräume 

durch vorgesehene Alternativen aus-

zufüllen sind (BGH, Az. XI ZR 77/91).

a
das Ist wIchtIg:  Formularver-

tragliche Regelungen im Mietvertrag 

sind aber nicht nur dann unwirksam, wenn 

sie den Mieter unangemessen benachtei-

ligen, sondern auch dann, wenn sie gegen 

zwingende gesetzliche Regelungen versto-

ßen. So ist etwa eine Vereinbarung unwirk-

sam, die von den gesetzlichen Regelungen 

über die Mieterhöhung bis zur ortsüb-

lichen Vergleichsmiete abweicht (§ 558 

Abs. 6 BGB).

Mietvertragliche Regelungen in einem For-

mularmietvertrag sind unwirksam, wenn sie 

den Mieter entgegen den Geboten von Treu 
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und Glauben unangemessen benachteiligen 

(§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB). Dies ist im Zweifel an-

zunehmen, wenn eine Bestimmung nicht mit 

den wesentlichen Grundgedanken der betref-

fenden gesetzlichen Regelung, von der abge-

wichen wurde, zu vereinbaren ist.

Regelungen im Formularmietvertrag sind 

auch unwirksam, wenn wesentliche Rechte 

oder P�ichten, die sich aus der Natur des Ver-

trags ergeben, so eingeschränkt werden, dass 

die Erreichung des Vertragszwecks ge�hrdet 

ist (§ 307 Abs. 2 BGB).

Ein Mieter wird dann durch eine mietver-

tragliche Regelung unangemessen benachtei-

ligt, wenn sich die Regelung zugunsten des 

Vermieters zu weit von der gesetzlichen Re-

gelung entfernt.

Der Vermieter setzt also durch die einsei-

tige Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene 

Interessen auf Kosten des Mieters durch, ohne 

dessen Belange hinreichend zu berücksichti-

gen und ihm einen angemessenen Ausgleich 

zuzugestehen. Durch einseitige Regelungen 

des Vermieters kommt also letztlich kein fai-

rer Mietvertrag zustande.

d
BeIspIel:  Dem Vermieter obliegt 

es nach § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB, die 

Mietsache in gebrauchsfähigem Zustand 

zu erhalten. Eine Klausel, durch die dem 

Mieter die Durchführung von Schönheits-

reparaturen übertragen wird, benachteiligt 

diesen unangemessen, wenn die Fristen 

für die Durchführung von Schönheitsrepa-

raturen zu kurz bemessen sind (siehe dazu 

auch Seite 49).

Sind allgemeine Geschäftsbedingungen ganz 

oder teilweise nicht Vertragsbestandteil ge-

worden oder unwirksam, so bleibt der Vertrag 

im Übrigen wirksam. In diesem Fall richtet 

sich der Vertrag nach den gesetzlichen Vor-

schriften (§ 306 Abs. 1 und 2 BGB), die in der 

Regel für den Mieter günstiger sind.

d
BeIspIel:  Eine unwirksame Rege-

lung im Mietvertrag über die Übertra-

gung von Schönheitsreparaturen auf den 

Mieter hat zur Folge, dass der Mieter über-

haupt keine Schönheitsreparaturen durch-

führen muss und die Instandhaltung und 

Instandsetzung der Wohnung allein dem 

Vermieter obliegt.

Die Individualvereinbarung

Im Gegensatz zum Formularmietvertrag ent-

hält eine Individualvereinbarung zwischen 

Vermieter und Mieter frei ausgehandelte 

Vertragsinhalte, bei denen beide Partner eine 

gleichrangige Verhandlungsposition haben. 

Während eine Formularklausel im Mietver-

trag bereits dann unwirksam ist, wenn sie den 

Mieter nach Treu und Glauben unangemes-

sen benachteiligt, ist eine individuell ausge-

handelte mietvertragliche Regelung erst dann 

nichtig, wenn sie gegen zwingende gesetzli-

che Regelungen verstößt oder sittenwidrig ist.

Eine Individualvereinbarung setzt voraus, 

dass der Vermieter zu Verhandlungen über 

den Inhalt des Mietvertrags bereit ist und dies 

auch dem Mieter unzweideutig erklärt. Der 

Vermieter muss den Inhalt des Mietvertrags 
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zur Disposition stellen und dem Mieter die 

Möglichkeit einräumen, den Inhalt der Ver-

tragsbedingungen zu beein�ussen. Grund-

sätzlich ist davon auszugehen, dass der Ver-

mieter eine konkrete Vereinbarung mit dem 

Mieter nur dann ausgehandelt hat, wenn

 ▸ mit dem Mieter die beabsichtigte Re-

gelung zunächst erörtert wurde,

 ▸ der Mieter dabei über Inhalt und Trag-

weite der Regelung ausführlich belehrt 

worden ist und

 ▸ der Mieter sich ausdrücklich mit der 

mietvertraglichen Bestimmung ein-

verstanden erklärt hat.

Insgesamt werden an eine Individualver-

einbarung hohe Anforderungen gestellt. Sie 

kommt beispielsweise nicht bereits dadurch 

zustande, dass der Vermieter dem Mieter im 

Mietvertrag mehrere Alternativen zum An-

kreuzen vorschlägt oder er sich in einem Zu-

satzformular bestätigen lässt, dass er die Re-

gelungen dem Mieter »erläutert« oder diese 

»besonders besprochen« hat.

Zwar unterliegen mietvertragliche Ver-

einbarungen, die von den Vertragsparteien 

frei ausgehandelt werden, nicht der Inhalts-

kontrolle wie ein Formularmietvertrag. Die 

Vertragsfreiheit ist gleichwohl in vielen Fäl-

len gesetzlich eingeschränkt: Denn dem Ver-

mieter ist es verboten, zuungunsten des Mie-

ters vom Gesetz abweichende Regelungen zu 

tre�en.

In diesen Fällen gelten immer die zwingen-

den gesetzlichen Regelungen des Mietrechts. 

Unwirksam sind beispielsweise zum Nach-

teil des Mieters abweichende Vereinbarungen 

über die Begrenzung und Anlage von Mietsi-

cherheiten (§ 551 Abs. 4 BGB) oder für Mieter-

höhungen bis zur ortsüblichen Vergleichs-

miete (§ 558 Abs. 6 BGB).

c
so entschIeden dIe 

gerIchte:  Benutzt ein Vermieter 

mehrfach den selbst entworfenen 

hand- oder maschinenschri�lichen 

Mietvertrag oder fügt er dem 

Formularvertrag einen solchen als 

Zusatzvertrag hinzu, gelten seine 

Vertragsbedingungen als allgemeine 

Geschä�sbedingungen und er 

selbst als Verwender, wobei es nicht 

auf die Wortgleichheit, sondern 

lediglich auf die Inhaltsgleichheit der 

Verwendungen ankommt (BGH, Az. VII 

ZR 129/90).

Welche Instandhaltungs­ 

und Instandsetzungs­

pflichten hat ein 

Vermieter?

Der Vermieter muss die Wohnung während 

der Mietzeit in einem zum vertragsgemä-

ßen Gebrauch geeigneten Zustand erhalten 

(§ 535 Abs. 1 Satz 2 BGB). Diese Erhaltungs-

p�icht des Vermieters betri�t die Verp�ich-
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tung, die Mietsache instand zu halten und 

während der Vertragsdauer auftretende Män-

gel zu beseitigen.

Was ist eine 
Instandhaltungspflicht?

Der Vermieter hat die Kosten der Instand-

haltung der Wohnung zu tragen. Instandhal-

tungskosten sind die Kosten, die während 

der Nutzungsdauer zur Erhaltung des be-

stimmungsmäßigen Gebrauchs aufgewendet 

werden müssen, um die durch Abnutzung, 

Alterung und Witterungseinwirkung entste-

henden baulichen oder sonstigen Mängel ord-

nungsgemäß zu beseitigen. Zur Instandhal-

tung gehören beispielsweise die Wartung der 

Heizungsanlage, die Erneuerung von Ther-

mostatventilen und brüchiger Wasserleitun-

gen, die Aufrechterhaltung der Stromver-

sorgung, der Austausch alter und undichter, 

morscher Fenster, die Beseitigung von Rohr-

verstopfungen oder der Ersatz gesundheitsge-

�hrdender Trinkwasserleitungen.

Was ist eine 
Instandsetzungspflicht?

Im Zusammenhang mit seiner Instandset-

zungsp�icht obliegt es dem Vermieter, die 

während des Mietverhältnisses auftretenden 

Mängel zu beseitigen und defekte Teile und 

Einrichtungen zu erneuern. Zur Instand-

setzung gehören beispielsweise die Repara-

tur eines schadhaften Dachs, die Fassadener-

neuerung, wenn der Zustand die Wohnungen 

durch eindringendes Wasser beeinträchtigt, 

die Beseitigung von Rissen in der Glasscheibe, 

die Beseitigung eines Heizungsausfalls oder 

die Sanierung des Bades.

a
das Ist wIchtIg:  In begrenztem 

Umfang können dem Mieter durch 

den Mietvertrag allerdings die Kosten für 

sogenannte Kleinreparaturen auferlegt 

werden. Ferner kann dem Mieter unter be-

stimmten Voraussetzungen die Durchfüh-

rung von Schönheitsreparaturen übertra-

gen werden.

Wann muss sich 

ein Mieter bei 

Bagatellschäden an den 

Kosten beteiligen?

Die im Rahmen der Erhaltung der Mietsache 

anfallenden Arbeiten muss der Vermieter auf 

seine Kosten durchführen. Das gilt im Zusam-

menhang mit der Instandsetzungsp�icht auch 

für kleinere Mängel; wenn also der Wasser-

hahn tropft, ist es Sache des Vermieters, auf 

seine Kosten einen Handwerker zu bestel-

len und eine neue Dichtung einlegen zu las-

sen. Allerdings kann im Mietvertrag verein-

bart werden, dass der Mieter die Kosten für 

Kleinreparaturen trägt. Unter Kleinrepara-

turen versteht man die Beseitigung von Baga-
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tellschäden. Das sind solche Schäden an der 

Mietsache, die sich mit einem verhältnismä-

ßig geringen Aufwand an �nanziellen Mitteln 

beseitigen lassen. Wenn im Mietvertrag nichts 

geregelt ist, muss der Vermieter auch solche 

Kleinreparaturen auf seine Kosten durchfüh-

ren. Die Frage ist also: Unter welchen Voraus-

setzungen darf er die Kosten für Kleinrepara-

turen auf den Mieter abwälzen?

a
das Ist wIchtIg:  Der Vermieter 

kann unter bestimmten Vorausset-

zungen nur die Kosten, nicht aber die Vor-

nahme der Kleinreparaturen selbst auf den 

Mieter abwälzen. Auch im Falle einer Kos-

tenübernahme durch den Mieter bleibt der 

Vermieter also verpflichtet, den Schaden 

selbst oder durch Handwerker beheben zu 

lassen.

Wann gilt eine wirksame 
»Kleinreparaturklausel«?

Eine Kleinreparaturklausel in einem Formu-

larmietvertrag, nach der dem Mieter in einem 

bestimmten Umfang die Kosten für Bagatell-

schäden auferlegt werden, ist unwirksam, 

wenn sie den Mieter unangemessen benach-

teiligt. Deshalb ist eine solche Klausel im 

Mietvertrag nur zulässig und wirksam, wenn

 ▸ sie gegenständlich beschränkt ist und

 ▸ eine doppelte Kostenbegrenzung ent-

hält: einmal hinsichtlich der Höhe der 

Kosten für einzelne Reparaturen und 

daneben eine Obergrenze hinsichtlich 

der Gesamtreparaturkosten im Jahr.

d
BeIspIel:  Vom Mieter zu zahlende 

Kleinreparaturen dürfen sich nur auf 

solche Teile der Mietwohnung beziehen, 

die seinem direkten und häu�gen Zugri� 

ausgesetzt sind. Das sind Installationsge-

genstände wie Wasserhähne, Steckdosen 

und Lichtschalter (nicht aber die Installati-

onen selbst), Heiz- und Kocheinrichtungen 

wie zum Beispiel Öfen, Badeöfen, Thermen 

und Herde, Fenster- und Türverschlüsse 

wie zum Beispiel Türgri�e und Türschlös-

ser, elektrische Türö�ner (nicht Fenster 

und Türangeln, zerbrochene Fenster- oder 

Türscheiben) sowie Verschlussvorrichtun-

gen von Fensterläden wie zum Beispiel 

Riegel für Klappläden, Rollladensicherun-

gen (nicht jedoch Reparaturen an Rolllä-

den oder an Rollladenkästen).

c
so entschIeden dIe 

 gerIchte:  Als zulässig erachtet 

wird allgemein eine Klausel, wonach 

der Mieter 100 Euro pro Kleinreparatur 

selbst tragen muss (AG Braunschweig, 

Az. 1116 C 196/05). Das Amtsgericht 

Würzburg (Az. 13 C 670/10) hielt ei-

nen Höchstbetrag bis zu 110 Euro und 

das Amtsgericht Berlin-Schöneberg 

(Az. 106 C 46/17) einen Betrag bis zu 

120 Euro noch für angemessen.

Im Mietvertrag muss ein Höchstbetrag für ein-

zelne Reparaturen festgelegt sein. Umstritten 

ist die Höhe der mietvertraglich festzulegen-

den Kostengrenze. Gerichte beurteilen den an-

gemessenen Höchstbetrag unterschiedlich.
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a
das Ist wIchtIg:  Ein Mieter darf 

nur dann für Bagatellschäden �nan-

ziell herangezogen werden, wenn die ein-

zelne Rechnung nicht höher als die im 

Mietvertrag vereinbarte Obergrenze ist. 

Liegt der Rechnungsbetrag nur einen Cent 

darüber, handelt es sich nicht mehr um 

eine Kleinreparatur. Übersteigt die Rech-

nung den festgelegten Betrag, muss der 

Vermieter die Kosten in vollem Umfang tra-

gen. Eine Kostenbeteiligung des Mieters 

in Höhe der mietvertraglich vereinbarten 

Obergrenze ist nicht zulässig.

In der Mietvertragsklausel muss außerdem 

eine Obergrenze enthalten sein für alle Klein-

reparaturen innerhalb eines Jahres. Der Mie-

ter muss danach in einem Jahr maximal sechs 

bis acht Prozent der Jahresmiete zahlen. Alles, 

was darüber liegt, ist nicht zulässig und macht 

die Klausel unwirksam. Gelegentlich wird in 

Formularmietverträgen als Jahresobergrenze 

auch ein fester Betrag (zum Beispiel 200 Euro) 

festgelegt. Dabei gilt ein Höchstbetrag von ei-

ner Monatsmiete als nicht mehr angemessen 

(AG Hannover, Az. 564 C 16 208/07).

d
BeIspIel:  Wer beispielsweise 

500 Euro Miete pro Monat zahlt, 

muss pro Jahr mit einer maximalen Belas-

tung von 480 Euro für Kleinreparaturen 

rechnen. Hat also der Mieter bereits vier 

Einzelreparaturen von jeweils 100 Euro ge-

zahlt, muss er die fün�e Reparatur über 

100 Euro nicht bezahlen, weil die Jahres-

höchstgrenze überschritten wäre.

Welche Klauseln im Mietvertrag 
sind unwirksam?

Klauseln im Mietvertrag, die die obigen Vor-

aussetzungen für die wirksame Übertragung 

der Kosten von Kleinreparaturen nicht be-

rücksichtigen, sind unwirksam. Der Vermie-

ter muss die betre�enden Kosten in den fol-

genden Fällen allein tragen:

 ▸ Nicht wirksam ist eine Bestimmung 

im Mietvertrag, in der pauschal gere-

gelt ist, dass Sie als Mieter Kleinrepa-

raturen übernehmen müssen. Ohne 

betragsmäßige Begrenzung je Einzel-

reparatur mit gleichzeitiger Festlegung 

einer Jahresobergrenze für mehrere 

Reparaturen ist die Klausel im Miet-

vertrag unwirksam.

 ▸ Ebenfalls unwirksam ist eine soge-

nannte Beteiligungsklausel, nach der 

Sie sich als Mieter anteilig auch an 

größeren Reparaturen oder gar an der 

Neuanscha�ung von Geräten beteili-

gen müssen.

 ▸ Durch den Mietvertrag können Sie 

auch nicht wirksam verp�ichtet wer-

den, selbst zu reparieren oder einen 

Handwerker zu beauftragen. Die Klein-

reparaturklausel im Mietvertrag darf 

nur die Zahlungsp�icht betre�en.


